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UNO Organisation der Vereinten Nationen
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats

ONU Organisation des Nations unies
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Mai 2022 gab die RK-NR einer parlamentarischen Initiative Gredig (glp, ZH) zur
Bekämpfung von Zwangsarbeit durch die Ausweitung der Sorgfaltspflicht Folge. Der
Entscheid fiel nur knapp mit dem Stichentscheid der Präsidentin Christa Markwalder
(fdp, BE). Die grünliberale Nationalrätin Corina Gredig forderte, dass der
Geltungsbereich des indirekten Gegenvorschlags zur Konzernverantwortungsinitiative
dahingehend ergänzt wird, dass bei den besonderen Sorgfaltspflichten und bei der
Transparenz auch das Verbot von Zwangsarbeit aufgeführt wird. Sie begründete ihr
Anliegen damit, dass Uigurinnen und Uiguren zu Zwangsarbeit in chinesischen Fabriken
gezwungen würden, die im Verdacht stünden, auch mit Schweizer Unternehmen
Geschäfte zu treiben. Handel mit Unternehmen, die Zwangsarbeit anwenden,
widerspreche UNO-Leitprinzipien wie auch OECD-Leitsätzen und führe zu
Wettbewerbsverzerrungen gegenüber Unternehmen, die eine wirksame
Sorgfaltsprüfung vornehmen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.05.2022
MARCO ACKERMANN

1) Medienmitteilung RK-NR vom 20.5.22
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